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Die Inobhutnahme und Erstversorgung unbegleiteter, 

minderjähriger Ausiänder in Hamburg 

1. Ankunft und Aufnahme junger Flüchtlinge in Hamburg 

Millionen Menschen weltweit verlassen ihre Heimat und gelten als Flüchtlin- 

ge. Ihre genaue Zahl kann nur geschätzt werden. Es sind in der Regel kriege- 

rische Auseinandersetzungen, Unterdrückung und Gewalt, aber auch wirt- 

schaftlich prekäre Verhältnisse, die Anlass für eine Flucht sind. Unter ihnen 

sind auch Minderjährige, die unbegleitet nach Deutschland gekommen sind 

und sich weder Personensorge- noch Erziehungsberechtigte im Inland aufhal- 

ten, sog. minderjährige unbegleitete Flüchtlinge. Mit der gesetzlichen Neu- 

reglung zum Schutz dieser Zielgruppe zum 1.11.2015 ist im Gesetz der Be- 

griff „unbegleiteter, minderjähriger Ausländer" eingeführt worden^. 

Der Landesbetrieb Erziehung und Beratung (LEB) hat in Hamburg die Aufga- 

be, den Schutz dieser jungen Menschen zu gewährleisten. Hierfür werden sie 

vom Kinder- und Jugendnotdienst (KJND) gern. § 42 a Sozialgesetzbuch - 

Achtes Buch (SGB VIII) vorläufig in Obhut genommen. In diesem Rahmen 

werden die Inobhutnahmevoraussetzungen und eine Verteilung auf andere 

Kommunen nach § 42 b SGB VIII geprüft. Damit wird sofortiger Schutz ge- 

währt, auch wenn noch Zweifel am Vorliegen von Voraussetzungen wie z.B. 

der Minderjährigkeit bestehen sollten. Innerhalb des KJND ist der „Fachdienst 

Flüchtlinge" zuständig für die Inobhutnahme gern. § 42 a bzw. § 42 Abs. 1 

Nr. 3 SGB VIII und alle jugendamtlichen Aufgaben während der Inobhutnah- 

me einschließlich ihrer Beendigung. Außerhalb der regulären Dienstzeiten des 

Fachdienstes Flüchtlinge erfolgt die Aufnahme durch den ambulanten Not- 

dienst des KJND. In der Regel hat der KJND daher den ersten intensiven Kon- 

takt mit den jungen Menschen. 

Nach der Inobhutnahme und dem Verfahren der Erstaufnahme unbegleiteter, minderjäh- 

riger Ausländer im Kinder- und Jugendnotdienst erfolgt die Aufnahme in der Erstversor- 

gungseinrichtung, in der eine Anschlussperspektive vorbereitet wird, die dann in einer 

Anschlussbetreuung nach dem SGB VIII realisiert wird. Damit ergibt sich folgender Ab- 

lauf von der Ankunft bis zur Folgehilfe, mit der der junge Mensch bis zum 21. Lebensjahr 

in seiner Entwicklung unterstützt werden kann: 

Das Gesetz verwendet nicht den Begriff des Flüehtlings, der reehtlieh nieht per se zutreffend ist, sondern den des Auslän- 
ders. In der Jugendhilfe und der Offentliehkeit hat sieh jedoeh der Begriff des Flüchtlings etabliert und er erseheint auch als 
Begriff für die Lebensumstände der Betroffenen angemessen, weshalb dieser außerhalb eines juristisehen Kontextes aueh 
in dieser Schrift weiter verwendet wird. 
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Erstaufnahme Erstversorgung Anschlusshilfe 

Kinder-und 
Jugendnotdienst 
Feuerbeigstiaße 

Erstversc rgungseln rlchtung 
des LEB 

einzelne Betreute: 
a ndere lügendhilfeeinriditu ngen 

Wahngruppen 

jugendwahnungen 

ambulant betreutes Wohnen 
(ABW) 

Betreute Einriehtungfür 
Fiüehtli nge {BEF] 

besondere Elnrichtur^en 

2 - 3 Wochen mehrere Monate bis max. 21- U 

älter als IB Jahre 
Sorge-/Erziehungsberechtigte 
bundesweit e Verteilung 
vermisst 

Eltern 
vermisst 
AlterlE erreicht ohne 
Anschlusshille 

älterals ZI Jahre 
kein Hilfe bedarf 
keine Mitwirkung 

Nachfolgend werden die einzelnen Stationen im Detail dargestellt. 

2. Länderübergreifende Verteilung 

Die Fluchtbewegungen der letzten Jahre nach Europa sind natürlich auch in 

Hamburg wahrnehmbar. Die Anstrengungen zur adäguaten Unterbringung 

und Versorgung dieser Schutz suchenden Menschen sind enorm. Hamburg 

verfügt als Stadtstaat nicht über beliebige, kurzfristig mobilisierbare Flä- 

chenressourcen, die - wenn auch zeitliches befristetes - Wohnen zulassen. 

Auch besteht eine Konkurrenz um geeignete Flächen mit dem forciert betrie- 

benen Wohnungsbau, der auch den Zuwanderern zugute- kommen wird. Ne- 

ben den erwachsenen Flüchtlingen und Kindern in Familien erreichen aber 

auch zunehmend mehr allein eingereiste Kinder und Jugendliche Hamburg. 

Flüchtlingen Hilfe zu leisten ist rechtlich und moralisch geboten. Das steht 

außer Frage. Die Situation der Jahre 2013 bis 2015 mit stark ansteigenden 

Zugängen gefährdete jedoch den Hilfeerfolg. Gemäß einer Erhebung des 

Bundesverbandes Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge e.V. (vgl. BUMF, 

www.b-umf.de ; 24.7.2014) erfolgten 2013 60% aller Inobhutnahmen von 

unbegleiteten, minderjährigen Ausländern (UMA) in 10 großen Städten, wäh- 

rend in den übrigen Kommunen kaum UMA ankamen. Hamburg stand mit 

Berlin, Frankfurt und München an der Spitze. Der erhöhte Zugang im Jahr 

2014 und der noch höhere Zugang in 2015 hat die Situation weiter ver- 

schärft. Die zu bewältigende Zahl an neu ankommenden UMA hat in diesen 

Jahren die Qualität bei der Erstaufnahme abgesenkt: in Hamburg mussten die 

Jungen Flüchtlinge in Bettenlagern in zwei Turnhallen, in Räumen zu 10 und 

ggf. mehr Bettstellen und in über den Standard belegten Zimmern unterge- 
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bracht werden. Die Personalstandards konnten nicht mehr flächendeckend 

eingehalten werden. Die Größe der Einrichtungen stieg auf 50 als Nor- 

malgröße und bis zu 130 und mehr Plätzen an einzelnen Standorten an. Die 

Basisversorgung stand im Vordergrund. 

Hamburg hat sich für eine gesetzliche Regelung zur bundesweiten Verteilung 

von UMA eingesetzt. Dabei ging es zwar auch um die Finanzierung von wei- 

teren Plätzen, für die ja über § 89 d SGB VIII - wenn auch in einem komple- 

xen Verfahren - ein Ausgleich hergestellt werden konnte. Es ging aber vor al- 

lem um die tatsächlich nicht mehr vorhandenen Möglichkeiten, an einem Ort 

in kurzer Zeit und perspektivisch eine qualitativ gute Hilfe und Integration für 

UMF sicherzustellen: Es fehlte an verfügbaren Häusern und Fachpersonal auf 

dem Arbeitsmarkt sowie an Zeit, um Betreuungseinrichtungen aufzubauen. In 

Hamburg standen im Jahr 2015 weit über 1000 unter 18jährige Flüchtlinge 

einer Aufnahmekapazität des Jugendhilfesystems im Bereich von Anschluss- 

hilfen (§ 27 fff. SGB VIII) von rd. 400 Übergängen in Hilfe zur Erziehung ge- 

genüber. Eine erhebliche Zahl wird während der Inobhutnahme das 18. Le- 

bensjahr vollenden und damit aus der Jugendhilfesystem ausscheiden, soweit 

eine Anschlussbetreuung nicht angeboten werden kann. Die Verweildauer in 

der Inobhutnahme stieg bereits von durchschnittlich drei Monate auf nun- 

mehr acht Monate und wird weiter ansteigen. Aus dieser Lage heraus ent- 

stand der Vorstoß aus Hamburg, künftig auch UMA bundesweit über die 

Länder auf die Kommunen zu verteilen. 

Der Gesetzgeber hat mit dem bereits am 1.11.2015 in Kraft getretenen Ge- 

setz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung aus- 

ländischer Kinder und Jugendlicher auf diese Entwicklung reagiert und fol- 

gende Regelungen in das SGB VIII eingefügt: 

■ § 42 a SGB VIII sieht die vorläufige Inobhutnahme als Regelfall vor, in 

dessen Rahmen die Inobhutnahmevoraussetzungen und eine Verteilung 

nach § 42 b SGB VIII geprüft werden. Damit wird sofortiger Schutz ge- 

währt, auch wenn noch Zweifel am Vorliegen von Voraussetzungen be- 

stehen sollten. 

■ § 42 b SGB VIII sieht eine bundesweite Verteilung von unbegleiteten, 

minderjährigen Ausländern vor, wenn die Zahl der bereits aufgenomme- 

nen die festgelegte Aufnahmequote (§ 42 c SGB VIII) übersteigt. Die Ver- 

teilung erfolgt zwischen den Bundesländern und auf Basis landesgesetzli- 

cher Regelungen auch innerhalb der Bundesländer. 

■ Gern. § 42 a SGB VIII prüft das Jugendamt, das einen unbegleiteten, min- 

derjährigen Ausländer in Obhut genommen hat, ob Gründe für einen Aus- 

schluss von der Verteilung gern. § 42 a Abs. 4 SGB VIII vorliegen. 

■ § 42 f SGB VIII regelt explizit das behördliche Verfahren zur Altersfest- 

stellung einschließlich der medizinischen Begutachtung. 
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3. Inobhutnahme 

3.1. Rechtliche Voraussetzungen und Verfahren für eine Inobhutnahme 

In Hamburg gilt seit September 2010 folgendes, zwischen der Behörde für 

Inneres (Bfl, zuständig für ausländerrechtliche Angelegenheiten) und der Be- 

hörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz^ (BSG, zu- 

ständig für den LEB bzw. KJND) vereinbarte Verfahren zum Umgang mit un- 

begleiteten, minderjährigen Ausländern: 

Alle Personen, die bei der Ausländerbehörde zuerst vorstellig werden und 

angeben minderjährig zu sein, werden an den KJND überwiesen. Das betrifft 

auch jene, die vermutlich volljährig sind, aber anderes geltend machen. Der 

KJND in seiner Rolle als zuständiges Jugendamt wird damit eindeutig und 

vollständig mit dem Personenkreis befasst, für den eine vorläufige Inobhut- 

nahme nach § 42 a SGB VIII in Betracht kommt. 

Bei der Entscheidung über eine Inobhutnahme ist u.a. festzustellen, ob die 

Person ausländisch ist und unbegleitet nach Deutschland eingereist ist und 

sich weder Personensorgeberechtigte noch Erziehungsberechtigte im Inland 

aufhalten. Diese Voraussetzung wird anhand der Angaben der Person einge- 

schätzt. 

Eine weitere Voraussetzung ist die Eigenschaft „Kind oder Jugendliche/r" der 

Person, die eine Inobhutnahme begehrt oder für die fachliche Inobhutnahme- 

gründe erkennbar sind. Gern. § 7 Abs. 1 SGB VIII ist eine Person Kind oder 

Jugendliche/r, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und in diesem 

Sinne minderjährig ist. Die Feststellung der Minderjährigkeit ist in der Praxis 

vor allem deshalb bedeutsam, weil der größere Anteil der jungen Menschen 

älter als 16 und ggf. auch älter als 18 Jahre ist, dies in der Regel aber nicht 

durch Dokumente glaubhaft gemacht werden kann. In diesen Fällen ist das 

Alter für eine Entscheidung über eine Inobhutnahme zu ermitteln (Einzelhei- 

ten zum Verfahren siehe 3.2). 

Ist die Vollendung des 18. Lebensjahres ohne Zweifel bereits am äußeren Er- 

scheinungsbild oder anderer, ohne weitere Ermittlungen offenkundiger 

Merkmale (z.B. ein Ausweispapier) erkennbar, so wird die vorläufige Inobhut- 

nahme nach § 42 a SGB VIII abgelehnt. 

3.2. Verfahren zur Altersfeststellung 

Das Jugendamt hat gern. § 42 f SGB VIII im Rahmen der vorläufigen Inobhut- 

nahme der ausländischen Person gemäß § 42 a SGB VIII deren Minderjährig- 

keit durch Einsichtnahme in deren Ausweispapiere festzustellen oder hilfs- 

weise mittels einer gualifizierten Inaugenscheinnahme einzuschätzen und 

festzustellen. 

Zur Altersfeststellung werden die folgenden, in einem Aufnahmegespräch 

ermittelten Informationen herangezogen: 

^ Bfl Ab 1.10.2010 Behörde für Inneres und Sport (BIS), BSG ab 1.5.2011 Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integra- 
tion (BASFI) 
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■ biografische Fakten wie altersmäßige Einordnung in die Familienkonstella- 

tion, eigene Elternschaft, zeitliche Lage und Dauer eines Schulbesuchs, 

einer Arbeitstätigkeit oder ähnlicher Lebensphasen, 

■ äußere Erscheinung, insbesondere deutlich postpubertäre Körpermerk- 

male, soweit im Rahmen einer Inaugenscheinnahme ohne Entkleiden oder 

Anwendung besonderer Untersuchungsmethoden erkennbar, 

■ ggf. vorgelegte Dokumente zum Identitätsnachweis^, soweit diese nicht 

offensichtlich für diesen Zweck untauglich sind, also die Identität und 

damit das Alter glaubhaft feststellen lassen. 

Auf der Grundlage der zu den vorstehend genannten Punkten ermittelten In- 

formationen wird eine Alterseinschätzung vorgenommen. Dabei sind drei 

Entscheidungsfälle möglich: 

■ In den Fällen, bei denen offenkundig Zweifel an der Altersangabe (unter 

18 Jahre) bestehen, weil es aufgrund des äußeren Erscheinungsbildes, des 

Entwicklungsstandes und des Gesamteindrucks, der in einem Gespräch 

mit Hilfe eines Sprachmittlers gewonnen wird, ausgeschlossen scheint, 

dass die Person minderjährig ist, lehnt die Freie und Hansestadt Hamburg 

die Inobhutnahme ab bzw. hebt die vorläufige Inobhutnahme auf. 

■ In Fällen, in denen auf ein Alter über 18 Jahre nicht eindeutig geschlossen 

werden kann, wird in der Regel ein Alter unter 18 Jahren angenommen. Es 

besteht die Möglichkeit, eine ärztliche Untersuchung zur Altersbestim- 

mung zu veranlassen (§ 42 f Abs.2 SGB VIII, siehe unten). 

■ In Fällen, in denen offenkundig ein Alter unter 18 Jahren vorliegt, erfolgt 

die Inobhutnahme. Bei der Dokumentation der Einschätzung wird ver- 

merkt, wenn es eine offenkundige Abweichung zwischen dem angegebe- 

nen und dem eingeschätzten Alter gibt. 

Die Alterseinschätzung wird von mindestens zwei sozialpädagogischen Fach- 

kräften oder mindestens einer sozialpädagogischen Fachkraft und einer in 

der Sache kundigen Verwaltungs- oder pädagogischen Assistenzkraft durch- 

geführt. Die mit einer Altersschätzung beauftragten Fachkräfte besitzen in 

der Regel langjährige Berufserfahrung im Umgang mit jungen Menschen. Das 

Anforderungsprofil für die sozialpädagogischen Fachkräfte enthält mindes- 

tens folgende Merkmale: 

■ staatliche Anerkennung und langjährige Berufserfahrung in der Krisenin- 

terventionsarbeit oder gleichwertige Fachkenntnisse 

■ Erfahrungswissen in der sozialpädagogischen Arbeit mit jungen Men- 

schen. 

In der Regel liegen entsprechende Dokumente nicht vor. 3 
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Gern. § 42 f Abs. 2 SGB VIII hat das Jugendamt in Zweifelsfällen auf Antrag 

des Betroffenen oder seines Vertreters oder von Amts wegen eine ärztliche 

Untersuchung zur Altersbestimmung zu veranlassen. 

Die ärztliche Untersuchung wird beim Universitätsklinikum Hamburg- 

Eppendorf (UKE), Institut für Rechtsmedizin, durchgeführt^. Diese beinhaltet 

Untersuchungen in der folgenden, aufbauend abgestuften Reihenfolge^: 

■ Untersuchung und Anamnese durch einen rechtsmedizinisch erfahrenen 

Arzt im Hinblick auf allgemeine körperliche Reifezeichen sowie Hinweise 

auf mögliche Entwicklungsverzögerungen; 

■ in der Regel eine zahnärztliche Untersuchung (Orthopantomogramm) der 

Ober- und Unterkiefer sowie der angrenzenden Bereiche zur Feststellung 

Weisheitszahnentwicklung und anderer altersrelevanter Befunde 

■ wenn notwendig, zusätzlich eine radiologische Untersuchung der Hand- 

knochen und ggf. auch des Schlüsselbein-Brustbein-Gelenkes zur Fest- 

stellung des altersrelevanten Entwicklungszustandes. 

Die Durchführung dieser Untersuchungskette wird im Ermessen der durch- 

führenden Arzte beendet, sobald für die Erstellung eines Altersgutachtens 

hinreichend gesicherte Erkenntnisse gewonnen wurden. 

Die ärztliche Untersuchung erfolgt stets freiwillig. Dies gilt auch für die ein- 

zelnen Teile der Untersuchung. Eine Verweigerung der Untersuchung wird 

dokumentiert. Von ärztlicher Seite kann bei Verweigerung der körperlichen 

und radiologischen Untersuchung insgesamt oder ihrer wesentlichen Teile je- 

doch keine gutachterliche Aussage getroffen werden. 

Die Erstellung des Abschlussgutachtens zur Altersprüfung erfolgt verant- 

wortlich durch Fachärztinnen und Fachärzte für Rechtsmedizin. Diese verfü- 

gen, wie auch die für ergänzende zahnärztliche oder röntgendiagnostische 

Untersuchungen beigezogenen Fachärztinnen und -ärzte, über langjährige 

Erfahrung in der Altersdiagnostik bei Jugendlichen und Jungen Erwachsenen, 

insbesondere auch bei der Begutachtung von Personen aus anderen Kultur- 

kreisen. Sie sind Mitglieder der international besetzten, interdisziplinären Ar- 

beitsgemeinschaft für Forensische Altersdiagnostik der Deutschen Gesell- 

schaft für Rechtsmedizin. Sie waren aufgrund ihrer Erfahrungen und Kennt- 

nisse maßgeblich an der Erstellung der „Empfehlungen für die Altersdiagnos- 

tik bei Jugendlichen und Jungen Erwachsenen außerhalb des Strafverfahrens" 

dieser Arbeitsgemeinschaft beteiligt. 

Die zu untersuchenden Personen werden immer von mindestens einer Mitar- 

beiterin oder einem Mitarbeiter des Kinder- und Jugendnotdienstes sowie ei- 

^ Aus Sicht des Verwaltungsgerichtes Hamburg spricht für die Richtigkeit der ärztlichen Einschätzung durch dieses Institut 
und damit für die Tragfähigkeit des Untersuehungsergebnisses, dass es sich seit mehreren Jahren im Rahmen der Arbeits- 
gemeinschaft für forensische Altersdiagnostik am wissenschaftlichen Austausch beteiligt und es über eine große Erfahrung 
auf diesem Gebiet, gerade auch bei der Begutachtung von Personen aus anderen Kulturkreisen verfügt. Zur Zuverlässigkeit 
der Untersuchung: Geserick/Schmeling: „Qualitätssicherung in der forensischen Altersdiagnostik bei lebenden Personen" in: 
Rechtsmedizin 2010 (DOI 10.1007/s00194-010-0704-2) 
^ vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drs. 21/816 
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nem Dolmetscher begleitet. Soweit es die zu untersuchende Person wünscht, 

kann sie auch von einem rechtlichen Beistand oder einer anderen Person ih- 

res Vertrauens begleitet werden. Sie wird über die Untersuchungsmethode 

und die möglichen Folgen der Altersbestimmung aufgeklärt. Soweit die Un- 

tersuchung von Amts wegen durchgeführt wird, wird die Person außerdem 

über die Folgen einer Weigerung aufgeklärt. 

Auf der Grundlage des vom Institut für Rechtsmedizin erstellten Altersgut- 

achtens entscheidet der Fachdienst Flüchtlinge über die Fortsetzung bzw. 

Beendigung der Inobhutnahme. Zweifel oder Zeitspannen werden dabei zu 

Gunsten des Betroffenen ausgelegt, d.h. es wird jeweils das nach dem Gut- 

achten geringste Lebensalter angenommen. 

Der Betroffene hat an der Ermittlung des Sachverhalts durch eine medizini- 

sche Untersuchung mitzuwirken (§§ 62, 65 SGB I). Die angeordnete Untersu- 

chung ist verhältnismäßig, insbesondere weil keine aussagekräftigen Doku- 

mente oder andere Unterlagen vorliegen, aus denen sich das Alter zweifels- 

frei ergibt. Die einzelnen Untersuchungen sind nicht mit erheblichen Schmer- 

zen verbunden und stellen keinen erheblichen Eingriff in die körperliche Un- 

versehrtheit dar. Ein Schaden für Leib und Leben kann mit hoher Wahr- 

scheinlichkeit ausgeschlossen werden. 

Dies gilt auch für die ggf. durchzuführende Röntgenuntersuchung. Diese 

steht im Einklang mit § 25 RöntgenVO. Bei § 62 SGB I handelt es sich um ei- 

nen "sonstigen durch Gesetz (...) zugelassenen Fall" im Sinne des § 25 Abs. 1 

RöntgenVO. Das Sozialgesetzbuch regelt eine umfassende Pflicht des Leis- 

tungsempfängers, sich ärztlichen Untersuchungen zu unterziehen, wenn die- 

se notwendig und verhältnismäßig sind. ® 

Die untersuchte Person wird von der zuständigen Fachkraft aus dem Kinder- 

und Jugendnotdienst mündlich und schriftlich mittels eines Bescheides über 

die Entscheidung zur Altersfeststellung und Fortsetzung der Inobhutnahme 

informiert. Die mündliche und die schriftliche Information werden durch den 

Dolmetscher übersetzt, der auch die Untersuchung begleitet hat. 

Soweit aufgrund der Ermittlungen ein Alter unter 18 Jahren festgestellt wird, 

wird die Inobhutnahme fortgeführt. Bei festgestelltem Alter über 18 Jahre 

wird sie aufgehoben. Zur Beendigung der Inobhutnahme kommt es außer- 

dem, wenn die betroffene Person nicht an der Ermittlung des Sachverhalts 

mitwirkt (§ 66 Abs. 1 SGB I). ^ 

Die Ausländerbehörde richtet sich bei der Festsetzung eines Geburtsdatums 

in den Aufenthaltspapieren nach der Einschätzung des Kinder- und Jugend- 

notdienstes ggf. in Verbindung mit den Erkenntnissen aus einem Altersgut- 

Obwohl das Sozialgesetzbuch Röntgenuntersuehungen nieht ausdrüeklich erwähnt, kann nicht davon ausgegangen wer- 
den, dass es ausgerechnet dieses wiehtige Diagnoseinstrument aus der Pflieht ausschließen wollte (vgl. Günther Lambert, 
MEDSACH 1996, 37-40). 
^ Das Hamburgische Oberverwaltungsgericht hat in einer Einzelfallentseheidung (Besehluss des Hanseatisehen Oberverwal- 
tungsgerichts vom 7.Februar 2011: 4 Bs. 7/11 / 13 E 81/11) bereits für die bis zum 31.10.2015 geltende Rechtslage 
grundsätzlich festgestellt, dass das vorstehend dargestellte Verfahren zur Klärung des Alters in Zweifelsfällen rechtmäßig 
ist. Die medizinisehe Altersfeststellung hat dann ab 1.11.2015 mit § 42 f SGB VIII eine nunmehr explizite, gesetzliche Rege- 
lung erhalten. 
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achten. Ausnahmsweise wird davon abgewichen, wenn es plausible Hinweise 

auf ein anderes Alter (insbesondere durch einen nachträglich vorgelegten 

Pass, durch abweichende Angaben im Visumsverfahren oder bei anderen Be- 

hörden) gibt. Hierbei handelt es sich jedoch nicht um eine Fiktivsetzung, son- 

dern um die Eintragung des nunmehr nachgewiesenen Geburtsdatums. 

Bei der Festsetzung eines fiktiven Geburtsdatums wird als Geburtsdatum 

das Tagesdatum der Fiktivsetzung abzüglich 18 Jahre festgesetzt (Beispiel: 

Fiktivsetzung am 23.04.2018 ergibt den 23.04.2000 als Geburtsdatum). Bei 

einer Fiktivsetzung wird nur das Geburtsdatum an die Einschätzung des Kin- 

der- und Jugendnotdienstes sowie ggf. die Erkenntnisse aus einem Alters- 

gutachten angepasst. Die übrigen Personalien werden in der von den Be- 

troffenen gegenüber der Behörde angegebenen Form übernommen. Die Fik- 

tivsetzung wird dabei aus Gründen der Rechtssicherheit nicht ausdrücklich 

vermerkt, denn die Aufenthaltspapiere dienen den Betroffenen mangels 

sonstiger Identitätspapiere auch als Legitimation gegenüber Dritten.® 

3.3. Ausübung des Sorgerechts, Vormundschaft 

Die Eltern bzw. sorgeberechtigten Personen der minderjährigen Ausländer 

halten sich nicht im Inland auf bzw. ihr Aufenthaltsort im Inland ist nicht be- 

kannt. Eine Kontaktaufnahme mit ihnen im Ausland ist in der Regel schwierig 

oder nicht möglich. Die Ausübung des Sorgerechts über den jungen Men- 

schen durch eine rechtlich autorisierte Person ist daher in der Regel nicht 

gegeben oder erheblich eingeschränkt. § 42 Abs. 3 SGB VIII sieht daher für 

diesen Fall bzw. den Personenkreis der minderjährigen Ausländer vor, dass 

das Jugendamt unverzüglich die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers 

beim Familiengericht veranlasst. Der Fachdienst Flüchtlinge unterrichtet das 

Familiengericht binnen zwei Tagen von der Inobhutnahme und teilt ggf. Ver- 

änderungen in der Einschätzung des Alters unter 18 Jahren oder andere, für 

das Verfahren relevante Erkenntnisse ebenfalls unverzüglich mit. Solange 

vom Gericht kein Vormund oder Pfleger bestellt ist, übt das Jugendamt diese 

Funktion im erforderlichen Umfang zum Wohle der bzw. des Minderjährigen 

aus. Dabei ist der mutmaßliche Wille der Personensorge- oder Erziehungsbe- 

rechtigten angemessen zu berücksichtigen (§ 42 Abs. 2 SGB VIII). 

Das Familiengericht hört den jungen Menschen an. In diesem Gespräch wird 

durch Befragung ermittelt, ob sich die Eltern in Deutschland aufhalten und 

ob es andere Familienangehörige in Deutschland gibt, die die Vormundschaft 

übernehmen können und wollen. Ist dies nicht der Fall, wird ein Amtsvormund 

bestellt. Der Fachdienst Flüchtlinge hat die Möglichkeit, auch einen Privat- 

vormund aus dem sozialen Umfeld oder einem anderen Kontext vorzuschla- 

gen. 

3.4. Krankenhilfe 

Die Gewährung von Krankenhilfe ist Bestandteil der Inobhutnahme nach 

§ 42 Abs. 2 Satz 3 SGB VII. Die dort angesprochene Krankenhilfe nach 

8 Vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 20/11573 
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§ 40 SGB VIII „muss den im Einzelfall notwendigen Bedarf in voller Höhe be- 

friedigen" (§ 40 S. 2 SGB VIII). 

Die in Obhut genommenen minderjährigen unbegleiteten Ausländer werden 

umgehend bei der Vertragskrankenkasse der Freien und Hansestadt Ham- 

burg angemeldet, die in deren Auftrag die Abrechnung von Behandlungsleis- 

tungen durchführt. Ob im Einzelfall eine Behandlung notwendig ist, ist an- 

hand ärztlicher Aussagen zu beurteilen. 

§ 40 SGB VIII verweist auf die entsprechenden Regelungen im SGB XII. Da- 

nach wird Krankenhilfe nur gewährt, wenn eine behandlungsbedürftige 

Krankheit vorliegt, d.h. ein regelwidriger Körper- oder Geisteszustand, der in 

der Notwendigkeit einer Krankenpflege wahrnehmbar zutage tritt (§ 48 SGB 

XII). Maßnahmen der vorbeugenden Gesundheitshilfe kommen in Betracht, 

wenn durch sie Folgeerkrankungen vermieden werden können (§ 47 SGB XII). 

Auf dieser Basis wird die Krankenhilfe während der Erstversorgung sicherge- 

stellt. Diese umfasst auch eine Behandlung im Falle von Symptomen einer 

Traumatisierung, die zum Beispiel in der Traumaambulanz des Universitäts- 

klinikums Hamburg-Eppendorf UKE erfolgt. Darüber hinaus verfügt der LEB 

über ein eigenes Angebot einer Traumaerstberatung für Junge Flüchtlinge. 

Seit Januar 2016 besteht außerdem eine Kooperation mit den drei Hambur- 

ger Kinder- und Jugendpsychiatrischen Kliniken. In diesem Rahmen sucht das 

Fachpersonal der Kliniken regelmäßig die Flüchtlingseinrichtungen auf, um 

dort das pädagogische Personal zu beraten und auch Klienten zu sehen und 

ggf. Behandlungsbedarfe festzustellen und Behandlungen einzuleiten. 

3.5. Verteilverfahren nach § 42 b SGB VIII 

Seit dem 1.11.2015 ist vorgesehen, dass auch unbegleitete, minderjährige 

Ausländer nicht an dem Ort verbleiben, an dem sie zuerst in Obhut genom- 

men wurden, sondern in die Zuständigkeit anderer Jugendämter gegeben 

werden können, wenn die dem Jugendamt zugeteilte Aufnahmequote bereits 

erfüllt ist. 

Das hierfür vorgesehene Verfahren ist zweistufig: Gern. § 42 c SGB VIII wird 

zwischen den Bundesländern eine Verteilquote für alle nach Deutschland ein- 

gereisten unbegleiteten minderjährigen Ausländer vereinbart. Das Bundes- 

verwaltungsamt ermittelt diese Quote und deren Erfüllungsgrad nach dem 

sog. Königsteiner Schlüssel und auf Basis der von den Jugendämtern im Bun- 

desgebiet zu meldenden Daten. 

Die Länder können bei Übererfüllung ihrer Quote bei ihnen in Obhut genom- 

mene Fälle zur länderübergreifenden Verteilung beim Bundesverwaltungsamt 

anmelden. Die hier relevanten Fälle melden die Jugendämter in den Flächen- 

ländern den Landesstellen innerhalb von 7 Tagen nach der vorläufigen Inob- 

hutnahme (§ 42 a Abs. 4 SGB VIII). Dieser Schritt entfällt in Hamburg als 

Stadtstaat. Wenn die Landesquote erfüllt ist, kann die Landesstelle Fälle zur 

länderübergreifenden Verteilung anmelden (§ 42 a Abs. 4 SGB VIII). Diese 

Anmeldung erfolgt nicht personenbezogen, sondern als Fallzahl. Das Bun- 
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desverwaltungsamt bestimmt dann das zur Aufnahme verpflichtete Land (§ 

42 b Abs. lSGB VIII). 

§ 42 b Abs. 4 SGB VIII benennt die Voraussetzungen, unter denen ein Kind 

oder ein Jugendlicher von der Verteilung ausgeschlossen werden muss und 

nicht zur Verteilung angemeldet werden darf. Diese werden im Rahmen des 

Erstscreenings bzw. Aufnahmegesprächs geprüft und sind: 

■ Gefährdung des Kindeswohls durch die Verteilung 

■ Gesundheitszustand®, der eine Durchführung des Verteilungsverfahrens 

innerhalb von 14 Tagen nach Beginn der vorläufigen Inobhutnahme nicht 

zulässt 

■ Möglichkeit der kurzfristigen Familienzusammenführung 

■ Verteilung erfolgt nicht innerhalb eines Monats nach der vorläufigen In- 

obhutnahme. 

Die Länder regeln die Verteilung in einer weiteren Stufe auf die örtlichen 

Träger (Jugendämter) ihres Landes. Hierfür sind in den einzelnen Ländern 

Landeszentralstellen benannt worden. Diese setzen die Verteilentscheidung 

des Bundesverwaltungsamtes um, indem sie ein Jugendamt in ihrem Land zur 

Aufnahme eines bestimmten Kindes bzw. Jugendlichen verpflichten. Dabei 

wird die vorherige Festlegung zur gemeinsamen Verteilung von Geschwistern 

oder Freunden berücksichtigt (§ 42 b Abs. 5 SGB VIII). 

In Hamburg werden die Funktionen der Landesstelle und des örtlichen Trä- 

gers vom Kinder- und Jugendnotdienst wahrgenommen. Von ihm wird die 

Verteilung an andere Länder bzw. Jugendämter betrieben. 

Wird ein Kind oder Jugendlicher von der Verteilung ausgeschlossen oder ist 

die für Hamburg geltende Aufnahmeguote nicht erfüllt, so verbleibt das Kind 

bzw. der Jugendliche in Hamburg und wird gern. § 42 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII in 

Obhut genommen. Damit endet die vorläufige Inobhutnahme. 

3.6. Ende der Inobhutnahme 

Die Inobhutnahme endet mit der Übergabe der bzw. des Minderjährigen an 

die Personensorgeberechtigten oder Erziehungsberechtigten oder mit der 

Entscheidung über die Gewährung von Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch. 

Nach der Gewährung einer Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung auf dem 

Gebiet der Freien und Hansestadt Hamburg geht die Zuständigkeit auf das 

regional zuständige Jugendamt in einem Hamburger Bezirk und den dortigen 

Allgemeinen Sozialen Dienst über. 

Sie endet ebenfalls, wenn die in Obhut genommene Person sich der Maßnah- 

me entzogen hat, etwa durch Untertauchen oder Weiterreisen, oder entzo- 

gen wurde (z.B. durch Inhaftierung). 

® ln der Gesetzesbegründung heißt es dazu: „Hierbei sind auch die bei Dritten bestehenden oder entstehenden Gesund- 
heitsgefahren zu beachten. Dies ist insbesondere bei ansteekenden Krankheiten der Fall, bei denen die Ansteekungsgefahr 
länger andauert." 
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Im Rahmen des Verteilverfahrens nach § 42 b SGB VIII endet die Inobhut- 

nahme mit der Übergabe an das für zuständig erklärte Jugendamt. Dieses Ju- 

gendamt nimmt dann gern. § 42 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII in Obhut. 

Für einen Verbleib nach der Inobhutnahme kommen in der Regel in Betracht: 

■ Hilfe zur Erziehung nach § 27 ff SGB VIII in einer Einrichtung nach § 34 

oder 35 SGB VIII oder in einer ambulant betreuten Wohnform (§ 30 SGB 

VIII), 

■ Hilfe nach § 19 SGB VIII, insbesondere für junge Frauen mit Kleinkindern, 

■ Hilfe zur Erziehung nach § 27 i.V.m. 33 SGB VIII im Hause von Verwand- 

ten oder anderen Pflegepersonen, 

■ die Zusammenführung mit den inzwischen ebenfalls eingereisten Eltern, 

■ eine Unterbringung in einer Unterkunft für Asylbewerber bzw. Ausländer. 

Die Art der Anschlussperspektive ist vor allem abhängig vom erzieherischen 

Bedarf, der Voraussetzung für die Gewährung einer Hilfe zur Erziehung ist, 

mithin also mittelbar auch vom Alter. 

3.7. Wahrung der Rechte der Betroffenen 

Die Entscheidung über eine Inobhutnahme ist ein Verwaltungsakt. Die für den 

Verwaltungsakt zuständige Behörde hat nach § 20 SGB X (Untersuchungs- 

grundsatz) von Amts wegen den der Entscheidung zugrunde zu legenden 

Sachverhalt zu ermitteln. Dabei hat sie die für den Einzelfall bedeutsamen 

Umstände zu berücksichtigen. Sie bedient sich der erforderlichen Beweismit- 

tel (§ 21 SGB X). 

Ergeht eine ablehnende Entscheidung gegen eine Inobhutnahme oder gegen 

die Fortsetzung der Inobhutnahme, erhalten die Betroffenen einen Bescheid 

mit einer Rechtsbehelfsbelehrung. 

Gegen diesen Bescheid können sie innerhalb eines Monats schriftlich oder 

zur Niederschrift Widerspruch einlegen. In der Regel beruhen die Entschei- 

dungen auf der Altersfeststellung, so dass Widerspruch und Klage gegen 

diese Entscheidung gern. § 42f Abs. 3 Satz 1 SGB VIII und damit kraft Geset- 

zes keine aufschiebende Wirkung haben. Es wird daher darauf hingewiesen, 

dass zur Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ein Antrag nach 

§ 80 Abs. 5 VwGO beim Verwaltungsgericht Hamburg erforderlich ist. 

Gegen eine Verteilentscheidung nach § 42 b SGB VIII findet gern. § 42 b Abs. 

5 SGB VIII kein Widerspruch statt. Die Klage gegen diese Entscheidung hat 

keine aufschiebende Wirkung. Damit soll sichergestellt werden, dass das 

Verteilverfahren nach der erfolgten Prüfung auf die für das Kindeswohl rele- 

vanten Ausschlussgründe zügig durchgeführt werden kann. Die mit Bescheid 

übermittelte Verteilentscheidung der nach Landesrecht zuständigen Stelle 

(§ 42 b Abs. 3 SGB VIII) richtet sich einerseits an das Jugendamt, das zur 

Aufnahme eines verpflichtet wird. Sie richtet sich außerdem an das Jugend- 

amt, das die zu verteilende Person in Obhut genommen hat, als dessen ge- 
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setzlichen Vertreter und mittelbar an das Kind bzw. den Jugendlichen als be- 

troffene Person. Die Bescheide zu den Verteilentscheidungen enthalten 

Rechtsbehelfsbelehrungen. 

Während der vorläufigen Inobhutnahme wird ein Vormund oder Verfahrens- 

pfleger angesichts der kurzen Frist für die Durchführung des Verteilverfah- 

rens, die im Hinblick auf das Kindeswohl gesetzt wurde, nicht bestellt. Das 

Jugendamt ist gern. § 42 a Abs. 4 SGB VIII während der vorläufigen Inobhut- 

nahme berechtigt und verpflichtet, alle Rechtshandlungen vorzunehmen, die 

zum Wohl des Kindes oder Jugendlichen notwendig sind. Dabei ist das Kind 

bzw. der Jugendliche zu beteiligen. Vorgetragene Widersprüche gegen eine 

Verteilentscheidung werden innerhalb des Fachdienstes Flüchtlinge durch ei- 

ne Leitungskraft überprüft. Der mutmaßliche Wille der Personen- oder Erzie- 

hungsberechtigten ist angemessen zu berücksichtigen. 

4. Erstaufnahme 

4.1. Aufgabenstellung und Infrastruktur der Erstaufnahme 

Nach der Entscheidung über eine Inobutnahme erfolgt die konkrete Unter- 

bringung im Rahmen der Erstaufnahme. Vorgesehen ist hierfür eine spezielle 

Aufnahmegruppe innerhalb des Kinder- und Jugendnotdienstes. In der Un- 

terbringungshilfe und im Mädchenhaus des Kinder- und Jugendnotdienstes 

werden im Gegensatz zur Erstaufnahmegruppe nicht ausschließlich unbeglei- 

tete, minderjährige Ausländer nach erstmaliger Inobhutnahme in Hamburg 

aufgenommen. Eine Unterbringung kommt hier nur in Betracht für Mädchen 

bzw. junge Frauen und wenn die Kapazität der Erstaufnahmegruppe er- 

schöpft ist. Ziel ist es, minderjährige Ausländer so schnell wie möglich gern. 

§ 42 b SGB VIII zu verteilen oder bei einem Verbleib in Hamburg in der Erst- 

versorgungseinrichtung unterzubringen. Die Verweildauer soll in der Erstauf- 

nahme nur bis zu zwei Wochen dauern, ggf. bis zu drei, wenn eine medizini- 

sche Altersbegutachtung erforderlich ist. 

Im Rahmen der Erstaufnahme werden alle formalen Aufnahmeprozesse 

durchgeführt, und zwar: 

a. Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme nach § 42 a SGB VIII 

■ Schutz, Versorgung und Betreuung einschl. Aufklärung über die laufenden 

Klärungsprozesse, insbes. zur abschließenden Prüfung der Voraussetzun- 

gen der Inobhutnahme und zur Verteilung bzw. deren Ausschluss 

■ Veranlassung einer Gesundheitsüberprüfung gern. § 36 Infektionsschutz- 

gesetz (siehe auch 3.2) 

b. Im Rahmen der Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII 

■ ausländerbehördliche Registrierung 

■ Einleitung der Bestellung eines Vormunds durch das Familiengericht 

notwendige medizinische Akutbehandlung 
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■ Anmeldung zum Sprachkurs bis zur Einschulung 

4.2. Gesundheitsüberprüfung nach § 36 Infektionsschutzgesetz 

Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme wird eine Gesundheitsüberprüfung 

gern. § 36 Infektionsschutzgesetz auf übertragbare Krankheiten einschließ- 

lich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane veranlasst. 

Die unbegleiteten, minderjährigen Ausländer werden hierfür nach Terminab- 

sprache in Begleitung einer Fachkraft des Landesbetriebes Erziehung und 

Beratung (LEB) zur ärztlichen Untersuchung vorgestellt. Mittels eines stan- 

dardisierten Fragebogens und mit Unterstützung eines Dolmetschers wird 

vorweg die Krankheitsvorgeschichte erkundet. Dieser Bogen wird vor der 

körperlichen Untersuchung mit der zu untersuchenden Person besprochen. 

Im Anschluss erfolgt die körperliche Untersuchung. Zudem wird ein großes 

Blutbild erstellt. Sollte eine weitere medizinische diagnostische Abklärung er- 

forderlich sein, wird ein Kurzbrief für den weiter behandelnden Arzt mitge- 

geben. Am Ende wird eine Impfberatung durchgeführt, im Rahmen derer die 

Impflücken bei Einverständnis geschlossen werden. Je nach Vorliegen der Vo- 

raussetzungen wird eine Tetanus- / Diphterie- / Pertussis- und Polio- 

Impfung angeboten. Im Weiteren wird die Fortführung der Immunisierung bei 

niedergelassenen Ärzten empfohlen. In der Tuberkulosebekämpfungsstelle 

des Gesundheitsamtes im Bezirksamt Hamburg-Mitte finden die Röntgenun- 

tersuchungen statt. Sie dienen dem Ausschluss einer Lungentuberkulose, 

bzw. der Feststellung von Behandlungsbedürftigkeit. Gegebenenfalls erfol- 

gen auch weitergehende Untersuchungen bei unklaren Befunden.^“ 

5. Erstversorgung und Anschlussbetreuung 

5.1. Aufgabenstellung und Infrastruktur der Erstversorgung 

Sind die Aufnahmeprozesse der Erstaufnahme durchlaufen, erfolgt der Über- 

gang in eine Erstversorgungseinrichtung oder in eine andere, im Einzelfall 

geeignete Unterbringung in einer Einrichtung der Jugendhilfe oder bei einer 

geeigneten Person. Das Mindestaufnahmealter ist für jede Einrichtung unter- 

schiedlich, liegt aber in der Regel über 10 Jahren. Jüngere Kinder und Minder- 

jährige mit einem besonderen Betreuungsbedarf werden an anderen, für sie 

geeigneten Orten untergebracht. 

Bei der Inobhutnahme bzw. der Erstversorgung handelt es sich um eine vo- 

rübergehende Maßnahme. Erfahrungsgemäß kann innerhalb von drei Mona- 

ten eine Integration in das für diese Zielgruppe vorgesehene Hilfesystem er- 

folgen und eine Verbleibperspektive entwickelt werden. 

5.2. Allgemeine Leistungen im Rahmen der der Erstversorgung 

In der Clearingstelle „Erstversorgung" im Tannenweg in Hamburg- 

Langenhorn werden die Minderjährigen rund um die Uhr versorgt und be- 

10 Siehe auch Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 20/3372 und 21/973 
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treut. Die nächtliche Aufsicht und umgehende Ansprechbarkeit wird in der 

Regel durch eine nichtpädagogische Aufsichtsperson geleistet, die ggf. pä- 

dagogische Unterstützung anfordert. Das Personal verfügt über eine sozial- 

pädagogische oder erzieherische Qualifikation. Die Platzzahl wird dem aktu- 

ellen und - sofern abschätzbar - dem mittelfristigen Bedarf angepasst. Die 

Soll-Relation pädagogisches Personal zu Betreuungsplatz liegt bei 1:3. 

In der Erstversorgung werden folgende Leistungen erbracht, wobei die 

Kommunikation in der Regel durch Übersetzer unterstützt werden muss: 

■ Materielle Versorgung mit einem Schlafplatz, Verpflegung und bei Bedarf 

Kleidung und andere Leistungen zur Gewährleistung der materiellen Ver- 

sorgung 

■ Integration in den Schulbetrieb 

■ Organisation des Alltags der Minderjährigen (Sprachkurs, Schulbesuch, 

Kontakte zu Bezugspersonen, Wahrnehmung von Terminen, Steuerung 

der Freizeitaktivitäten im Rahmen der Aufsichts- und Erziehungspflicht, 

Anregung von Freizeitaktivitäten) 

■ Einzelgespräche mit den Minderjährigen zur Aufklärung und ersten Be- 

wältigung der aktuellen Situation und Ermittlung eines ggf. vorhandenen 

besonderen, akuten Hilfebedarfs sowie später zur Erhebung von persönli- 

chen Wünschen und Zielen für die Zukunft 

■ Erzieherische Einzelgespräche zur Unterstützung und Orientierung im All- 

tag 

■ Gruppengespräche mit den Minderjährigen in Form von gemeinsamen 

Mahlzeiten und Hausgesprächen 

■ Organisation von Unterstützung durch andere Fachkräfte nach Bedarf 

(z.B. Beratungsstellen, insbesondere zur Beratung im Asylverfahren) 

■ Einführung in die deutsche Sprache (Sprachkurs) und Landeskunde sowie 

Vermittlung grundlegender Alltagsfertigkeiten (Einkauf, Nutzung des 

ÖPNV, je nach Alter: Selbstversorgung mit Mahlzeiten, eigene Freizeitge- 

staltung in Hamburg, Kontaktpflege mit der Heimat und Landsleuten) 

■ Gruppen-Freizeitangebote am Standort der Einrichtung 

■ Einzelgespräche mit Sorgeberechtigten (insbes. Vormund) nach Bedarf 

■ Mitwirkung an der Erarbeitung von Perspektiven mit dem Ziel der Beendi- 

gung der Inobhutnahme (Bedarf an Hilfe zur Erziehung, Übergabe an sor- 

geberechtigte, nachgereiste Eltern, weiterer Aufenthalt in einer Wohnun- 

terkunft, Rückkehr in die Heimat), insbesondere durch Erstellen von Ent- 

wicklungsberichten sowie Erörterung mit den Jugendlichen und andere 

Formen der Berichterstattung an die fallzuständigen Jugendämter 
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■ Vorbereitung auf Behördenkontakte soweit erforderlich^^ 

■ Mitwirkung bei der Suche nach einer adäguaten Anschlussunterbringung 

■ Vorbereitung der Entlassung und bei besonderem Bedarf Begleitung zum 

künftigen Aufenthaltsort. 

Minderjährige Flüchtlinge haben unterschiedliche Erfahrungen in ihrem Hei- 

matland und auf der Flucht gemacht und sie auch unterschiedlich verarbeitet. 

Die einen wirken an dem Angebot, hier Fuß zu fassen, sehr aktiv mit, andere 

bedürfen hierfür mehr Zeit und besondere Unterstützung, einzelne sind 

krank, schwer traumatisiert oder haben Gebrechen, die einer Behandlung be- 

dürfen. Hier allen Bedürfnissen immer und vollständig gerecht zu werden, 

stellt eine große Herausforderung in der Betreuungspraxis dar. In der Regel 

ist es die Sprache, die trotz Einsatz von Übersetzern eine Zuwendung zumin- 

dest erschwert, manchmal sind es rechtliche Unklarheiten, die Lösungen zu- 

nächst behindern. Hinsichtlich der Sprache werden Sprachmittler / Dolmet- 

scher eingesetzt, die formale Kommunikation wie die Übersetzung von Ver- 

waltungsakten, aber auch die Alltagskommunikation im pädagogischen Set- 

ting ermöglichen. Dies ist besonders dann erforderlich, wenn Junge Flüchtlin- 

ge keine der Weltsprachen (Englisch, Französisch, Spanisch) sprechen, die 

Fachkräfte oft in ausreichendem Umfang beherrschen. Einzelne Fachkräfte 

beherrschen aber auch die Sprache der aktuell in den Einrichtungen befindli- 

chen Flüchtlinge aus dem mittleren Osten. 

Bereits zum Einzug in die Erstversorgungseinrichtung erhalten die Betreuten, 

soweit ihrem Alter und Entwicklungsstrand angemessen, ein Set von Haus- 

haltsgegenständen für das Kochen, um sich in ihrer neuen Umgebung selbst 

verpflegen zu können. 

5.3. Beratung in asyl- und ausländerrechtlichen Fragen 

Minderjährige Flüchtlinge haben mit ihrer Flucht das Ziel verfolgt, in dem 

Zielland eine nicht nur kurzfristige Aufenthaltsperspektive zu eröffnen. In 

diesem Zusammenhang bekommen Fragen und eine qualifizierte Beratung 

rund um das Asylverfahren und einen ausländerrechtlichen Aufenthaltstitel 

eine besondere Bedeutung. 

Aus dem SGB VIII ergibt sich eine Pflicht zur Stellung des Asylantrags für ei- 

nen in Obhut genommenen Jugendlichen nicht direkt. Auch aus der Obhuts- 

und Fürsorgepflicht (§ 42 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII) und der Berechtigung zur 

rechtlichen Vertretung des Jugendlichen (§ 42 Abs. 2 Satz 4 SGB VIII) ergibt 

sich nach hiesiger Auffassung keine solche Pflicht. Eine Pflicht könnte allen- 

falls anzunehmen sein, wenn die Stellung des Asylantrags ausschließlich po- 

sitive Rechtsfolgen für den Minderjährigen haben könnte. Dies ist jedoch in 

der frühen Phase der Inobhutnahme nicht einschätzbar. Aus der Fürsorge- 

pflicht kann sich daher keine Pflicht ergeben, einen Antrag zu stellen, der 

sich möglicherweise zum Nachteil des Jugendlichen auswirkt. 

11 Soweit ein Antrag auf Asyl gestellt wurde, erfolgt eine Vorbereitung auf Anhörungstermine 
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Seit 1.11.2015 ist die Verfahrensfähigkeit im Asylverfahren auf 18 Jahre an- 

gehoben worden. Unbegleitete minderjährige Ausländer erhalten daher bis 

zur Asylantragstellung durch den Vormund oder eigene Antragstellung nach 

Vollendung des 18. Lebensjahres eine ausländerrechtliche Duldung. Hierüber 

wird der Minderjährige aufgeklärt. Nach Bestellung eines Vormunds ist es 

dessen Aufgabe, diesbezügliche Entscheidungen für bzw. mit seinem Mündel 

zu treffen. 

5.4. Weiterbetreuung in den „Betreuten Einrichtungen für Fiüchtiinge" 

Seit der verstärkten Lenkung von Flüchtlingsbewegungen nach und in Europa 

und der seit 1.11.2015 geltenden bundesweiten Verteilung von UMA sinkt 

die Zahl der zu betreuenden Personen in Hamburg. Die Anzahl der Personen 

dieser Zielgruppe in der Erstaufnahme und Erstversorgung im lag im Novem- 

ber 2015 noch bei 1557, und ist seitdem ständig gesunken. Für die insge- 

samt hohe Zahl war es in der Vergangenheit und bis weit in das Jahr 2016 

hinein nicht möglich, eine zeitnahe Anschlussbetreuung in einer geeigneten 

Jugendhilfeeinrichtung in Hamburg sicherzustellen. Dadurch hat sich die 

durchschnittliche Verweildauer in der Inobhutnahme von rd. 3-5 Monate in 

den Jahren bis 2014 auf fast ein Jahr verlängert. Die Zielgruppe besteht vor 

allem aus Jugendlichen im Alter von 16 und 17 Jahren, so dass eine zuneh- 

mende Anzahl von ihnen in der Inobhutnahme das 18. Lebensjahr vollendet 

und die Inobhutnahme damit automatisch endet. Um die jungen Menschen in 

ihrer Entwicklung weiter zu begleiten, ist eine Anschlussbetreuung erforder- 

lich. 

Der LEB reagierte auf diese Situation mit einer konzeptionellen Neuausrich- 

tung. Die bisherigen Erstversorgungseinrichtungen, die eine Betreuung für 

die Dauer der Inobhutnahme leisten sollten, bieten seit Oktober 2016 auch 

eine Betreuung nach § 34 SGB VIII für Minderjährige und eine nach § 41 SGB 

VIII für junge Volljährige an. Ziel ist es, die Betreuungskontinuität in der Ein- 

richtung nach der Phase der Erstversorgung bis zur Verselbstständigung 

junger Volljähriger zu ermöglichen. Dadurch, dass die Zahl an betreuten jun- 

gen Menschen in den Einrichtungen sehr stark gesunken ist, konnte die 

Platzzahl reduziert und auch ein besserer Wohnstandard angeboten werden. 

Diese konzeptionelle Änderung erforderte die Umbenennung aller Einrich- 

tungen in „Betreute Einrichtung für Flüchtlinge" (BEF). Die Personalschlüssel 

gelten fort. Das Entgelt wurde dem tatsächlichen Bedarf für das Konzept 

und den benötigten Ressourcen nach den in der Jugendhilfe geltenden Ent- 

gelt-Standards angepasst Mittlerweile ist der Bedarf an diesen Einrichtun- 

gen auch gesunken, da das Jugendhilfesystem in Hamburg mittlerweile aus- 

reichend Betreuungsplätze im Regelsystem anbieten kann. Zwischen Novem- 

ber 2017 und Juni 2018 wurden mehrere Einrichtungen geschlossen. 

Mit dem Jahr 2017 begann eine Welle der Schulabschlüsse der Betreuten. 

Gleichzeitig haben diese Betreuten bereits eine mehrjährige Integrationszeit 

in Hamburg zurückgelegt, so dass bei vielen ein Schritt zur weiteren Verselb- 

ständigung eingeleitet werden kann. Hierzu gehört die wirtschaftliche Eigen- 

ständigkeit durch eine Arbeits- oder Ausbildungsvergütung oder Soziallleis- 
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tungen, die die jungen Menschen eigenverantwortlich verwalten. Die Betreu- 

ten werden darin begleitet, ihre Sozialleistungsansprüche geltend zu machen 

und werden damit auch auf die Zeit nach der Jugendhilfe vorbereitet, in der 

sie ggf. Sozialleistungen werden beziehen müssen. Um einen Umzug in die 

hierfür geeignete Angebotsform „ambulant betreutes Wohnen" im Einzelfall 

vermeiden zu können, wird auch diese Betreuungsform seit dem Spätsommer 

2017 in den BEF angeboten. Aber auch ein gewachsener Bestand an Einrich- 

tungen mit diesem Angebot steht mittlerweile außerhalb der BEF zur Verfü- 

gung. 

5.5. Angebote für spezielle Zielgruppen: Clearingstellen 

Es hat sich gezeigt, dass der Bedarf an einer besonderen Betreuung für Teil- 

gruppen der UMA erforderlich ist. So wurde im Frühjahr 2017 die „Clearing- 

stelle für psychisch besonders belastete UMA" mit 10 Plätzen in enger Ko- 

operation mit der Kinder- und Jugendpsychiatrischen Klinik am Universitäts- 

klinikum in Eppendorf eröffnet. Ziel ist eine Klärung des Betreuungs- und Be- 

handlungsbedarfs und eine Vorbereitung auf einen Übergang in eine be- 

darfsangemessene Regeleinrichtung. 

Die Clearingstelle „2. Chance" verfügt über 12 Plätze für Jugendliche, die sich 

in den Regeleinrichtungen der Jugendhilfe nicht haben integrieren können 

und durch negativ auffälliges Verhalten dort nicht weiterbetreut werden 

können. Ziel ist eine Klärung der Entwicklungsperspektive und pädagogische 

Betreuung mit dem Ziel der Integration in eine andere Einrichtung oder die 

Entlassung in ein selbständiges Leben. Dieses ursprünglich auf UMA abzie- 

lende Angebot ist mittlerweile auch offen für andere Jugendliche. 

6. Schulische Förderung und Integration^^ 

Die jungen Flüchtlinge sind nach § 37 des Hamburgischen Schulgesetzes 

(HmbSG) schulpflichtig. Da sie keine oder nur geringe Deutschkenntnisse ha- 

ben, werden von der für das Schulwesen zuständigen Behörde spezielle Al- 

phabetisierungs- (,,ABC"-Klassen) und Vorbereitungsklassen eingerichtet. 

Allen schulpflichtigen, neu zugewanderten Jugendlichen ab 16 Jahren steht 

unabhängig von ihrem Aufenthaltstitel der zweijährige Bildungsgang AvM- 

Dual offen. Übergeordnetes Ziel des zweijährigen Bildungsganges AvM-Dual 

ist es, die neu zugewanderten Jugendlichen im gleichen Lebensabschnitt wie 

die hiesigen Jugendlichen möglichst schnell fachlich und sprachlich in die La- 

ge zu versetzen, ihren Alltag und den Übergang in Ausbildung, Arbeit oder 

weiterführende Bildungsangebote zu bewältigen. Damit dies gelingt, werden 

folgende Ziele mit dem dualisierten Konzept im Bildungsgang AvM-Dual ver- 

folgt: 

Angaben in diesem Abschnitt entnommen aus: Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Schriftliche Kleine 
Anfrage „minderjährige unbegleitete Flüchtlinge (II)" und Antwort des Senats vom 28.10.2011, Drueksaehe 20/1885 sowie 
Drucksache 21/6660 vom 18.11.2016 
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■ Eine gezielte berufliche Orientierung und damit verbunden eine bessere 

Integration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 

■ Eine effektivere Sprachförderung durch die Orientierung an Sprachhand- 

lungen im Betrieb, die im Unterricht wieder aufgegriffen werden 

■ Erwerb kultureller Kompetenzen durch Erfahrungen in der Arbeitswelt, 

die im Unterricht reflektiert werden 

■ Vorbereitung auf den Erwerb des ersten und mittleren Schulabschlusses 

durchindividuell auf den einzelnen Jugendlichen ausgerichtete Unter- 

richtsangebote. 

Dabei sind die mitgebrachten formalen Qualifizierungen und informell erwor- 

benen Kompetenzen der neu zugewanderten Jugendlichen Ausgangspunkt 

für weitere Bildungs- und Integrationsprozesse. Nach einer „Ankommens- 

phase", die aufbauend auf den kulturellen Vorerfahrungen der Jugendlichen 

der ersten Orientierung und der Vorbereitung auf den Lernort Betrieb dient, 

lernen die Jugendlichen in den kommenden drei Schulhalbjahren über längere 

Phasen an drei Tagen pro Woche in der Schule und zwei Tage im Rahmen ei- 

nes betrieblichen Praktikums im Betrieb. Ausgerichtet an vorhandenen Inte- 

ressen und Neigungen, können die Jugendlichen ihre formal und informell er- 

worbenen Kompetenzen einbringen und deren Wirksamkeit im betrieblichen 

Alltag erproben. Die Verzahnung betrieblichen und schulischen Lernens er- 

möglicht zeitnah die regelmäßige Reflexion der individuellen betrieblichen Er- 

fahrungen und bildet damit eine wichtige Grundlage zur persönlichen Ausei- 

nandersetzung mit interkulturellen Themen, eigenen beruflichen Zielen sowie 

der Ausbildung einer realistischen beruflichen Zukunftsperspektive. Der Bil- 

dungsgang AvM-Dual ermöglicht den Erwerb von Schulabschlüssen, die in ih- 

ren Berechtigungen denen des ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses 

(ESA) oder des Mittleren Schulabschlusses (MSA) entsprechen. 

Um das Lernen im Betrieb zu unterstützen und mit dem Lernen in der Schule 

zu verzahnen, werden die Schülerinnen und Schüler durch Betriebliche Integ- 

rations-Begleiterinnen und -Begleiter (BIB), die Beschäftigte bei Bildungsträ- 

gern sind, unterstützt. Aufgaben der Bildungsträger sind: 

■ den Spracherwerb im betrieblichen Umfeld systematisch zu unterstützen 

und ingeeigneter Weise zu fördern, 

■ die pädagogischen Angebote im Ganztag nach Stundentafel durchzufüh- 

ren und Gruppen selbstständig zu leiten, 

■ die am Lernort Betrieb für den Spracherwerb relevanten Kommunikati- 

ons- und Sprachstrukturen zu identifizieren, hierfür ist eine fundierte 

Kenntnis der psychosozialen Lebenssituation neu zugewanderter Jugend- 

licher erforderlich, 

■ geeignete Arbeitshilfen für das berufliche Handeln mit den Jugendlichen 

im betrieblichen Umfeld zu entwickeln und den Transfer ins schulische 

Lernen zu befördern. 
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Betriebliche Begleitung bedeutet, bei der Entwicklung von Fähigkeiten wirk- 

same Unterstützung zu geben, die notwendig ist, um im Arbeits- und Er- 

wachsenenleben zu bestehen. Für die neu zugewanderten Jugendlichen mit 

wenig Deutschsprachkompetenz sichert die kontinuierliche Begleitung am 

Lernort Betrieb, dass Sprachhandlungen zum Lerngegenstand werden und 

systematisch mit formalen Lernprozessen am Lernort Schule verzahnt wer- 

den. 

Die Zuweisung von unter 16-jährigen Kindern und Jugendlichen mit keinen 

oder geringen Deutschkenntnissen zu einer Alphabetisierungsklasse oder ei- 

ner Internationalen Vorbereitungsklasse (IVK) erfolgt durch das Schulinfor- 

mationszentrum (SIZ) der zuständigen Behörde. Das SIZ nimmt eine erste 

Einschätzung in Bezug auf das Leistungsvermögen der Kinder und Jugendli- 

chen (Deutschkenntnisse, Lesevermögen, Kenntnis der lateinischen Schrift- 

zeichen, Beherrschung der Grundrechenarten und Englischkenntnisse) vor. 

Eine intensivere pädagogische Diagnostik erfolgt im Anschluss durch die 

Schulen, denen diese Kinder und Jugendlichen zugewiesen werden. Das Insti- 

tut für Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung (IfBQ) bietet den Schu- 

len eine breite Palette von Testverfahren zur Erfassung von Sprachstand, 

Lesen und Rechtschreibung. 

Die Verweildauer von unter 16-Jährigen Schülerinnen und Schülern in den 

ABC-Klassen der allgemeinbildenden Schulen beträgt in der Regel zwei Jahre, 

in den Vorbereitungsklassen ein Jahr. Darüber hinaus entscheiden die Schu- 

len selbst - Je nach der individuellen Lernentwicklung der einzelnen Jugendli- 

chen - über einen vorzeitigen Übergang in eine Regelklasse. Die Verweildauer 

in den Vorbereitungsklassen der berufsbildenden Schulen (BVJM, VJM) für 

über 16-Jährige beträgt in der Regel zwei Jahre. 

Unter 16 Jahre alte Schülerinnen und Schüler verbleiben in der Regel nach 

dem Besuch in einer ABC- beziehungsweise Vorbereitungsklasse an der all- 

gemeinbildenden Schule, in der diese Klasse geführt wird, und besuchen dort 

den Unterricht in einer Regelklasse. Wenn ihre Lernleistung in den ABC- be- 

ziehungsweise Vorbereitungsklassen 7/8 erkennen lässt, dass sie in der an- 

schließenden Regelkasse 9 nicht den Ersten Bildungsabschluss innerhalb ei- 

nes Schuljahres erreichen, wechseln sie nach dem Besuch der ABC- bezie- 

hungsweise Vorbereitungsklasse in die Ausbildungsvorbereitung (AV) in den 

beruflichen Schulen oder gegebenenfalls in eine duale Ausbildung; auch dort 

können sie den ersten Bildungsabschluss erwerben. 

An Stadtteilschulen und Gymnasien mit ABC- beziehungsweise Vorberei- 

tungsklassen sowie den berufsbildenden Schulen kann der Erste Bildungsab- 

schluss nach Klasse 10, der Mittlere Bildungsabschluss sowie das Abitur 

nach Klasse 13 beziehungsweise nach Klasse 12 erworben werden. 

Das angestrebte Sprachniveau ergibt sich aus den Rahmenplänen „Deutsch 

als Zweitsprache" (DaZ) in Vorbereitungsklassen, die in Anlehnung an den 

Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen (GER) die Niveau- 
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stufe Bl als Mindestanforderung für den Übergang in die Regelklasse festle- 

gen. 

Für die Klassen, die in den berufsbildenden Schulen zum ersten Schulab- 

schluss führen, gilt die im GER definierte Sprachniveaustufe A2 und für Klas- 

sen, die zum mittleren Schulabschluss führen, die Stufe B2. 

Nach dem Wechsel in eine Regelklasse werden die Schülerinnen und Schüler 

bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 28a Absatz 1 Hamburgisches 

Schulgesetz für die Dauer eines weiteren Jahres und auf Grundlage von indi- 

viduellen Förderplänen integrativ und additiv im Rahmen des schulischen 

Sprachförderkonzepts gefördert. Diese zusätzliche Förderung dient insbe- 

sondere der Unterstützung des fachlichen Lernens. Darüber hinaus bieten 

Schulen im Rahmen ihrer Möglichkeiten auch sozialpädagogische Unterstüt- 

zung an. 

7. Fakten zur Inobhutnahme, Erstversorgung und Verbleib bis Ende 2017 

Alle folgenden Angaben, soweit kein anderer Stand genannt ist: Stand 30 Junl2018 

7.1. Entwicklung des Zugangs 

Seit August 2008 ist in Hamburg eine starke Zunahme an minderjährigen un- 

begleiteten Ausländern zu verzeichnen, die im Landesbetrieb Erziehung und 

Beratung aufzunehmen waren. Darunter sind auch Personen mit Zweifeln am 

angegebenen Alter, die vorläufig in Obhut genommen werden und ggf. nach 

kurzer Zeit nach einer Alterseinschätzung als mindestens 18-jährig wieder 

entlassen werden. Die Aufnahmen haben sich seit 2010 wie folgt entwickelt: 

Aufnahmejahr 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 

männlich 372 517 544 783 1100 2975 1133 578 

91% 84% 87% 94% 92% 92% 91% 89“y 

weiblich 38 97 79 50 98 265 132 74 

9% 16% 13? 6% 8% 8% 9% 11% 

gesamt 410 614 623 833 1198 3240 1265 652 

davon minderjährig 115 417 405 487 876 2572 960 403 

Für 2018 werden aktuell rd. 550 Aufnahmen mit rd. 250 Minderjährigen er- 

wartet. Letztendlich beträgt der Anteil der Minderjährigen, die in der Regel 

längerfristig in der Jugendhilfe betreut werden, rd. 50% und weniger von allen 

aufgenommenen Personen. 

Die Entwicklung der Zu- und Abgänge ist schwer einschätzbar. Feststellbar 

ist, dass seit dem 2.Quartal 2011 die Zahl der in der Erstaufnahme und Erst- 

versorgung befindlichen Personen („Bestand") zunächst nicht wie in den Vor- 

jahren weiter gestiegen ist, sondern sich auf einem hohen Niveau pendelnd 

stabilisiert hatte. Der hohen Zahl an Zugängen standen ebenso hohe Abgän- 

ge durch Feststellung eines Alters von mindestens 18 Jahren, aber auch 

durch Übergänge in das Jugendhilfesystem gegenüber, das sich mittlerweile 
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auf die Zielgruppe eingestellt hatte. Im September 2013 gab es einen außer- 

gewöhnlich hohen Zugang von per Saldo 53 in der Erstversorgung verblei- 

benden Neuzugängen, durch die der Bestand auf über 180 Personen anstieg. 

Für die Unterbringung standen nicht ausreichend reguläre Plätze zur Verfü- 

gung, so dass Notquartiere eingerichtet werden mussten. Der Oktober 2013 

hatte dagegen einen Zuwachs (Zugänge abzüglich Abgänge im Monat) von 

nur zwei Fällen zu verzeichnen. Bis Ende Dezember pendelte sich das neue 

Niveau von rund 190 Fällen ein. Seit April 2014 war der Saldo aus Zu- und 

Abgängen positiv, so dass sich am Monatsende Juli 2014 in der Erstversor- 

gung bereits ein Fallbestand von 252 eingestellt hat, der bis Ende Dezember 

auf 502 anstieg. 

In den ersten Monaten des Jahres 2015 stieg der Fallbestand nach einem 

kurzen Rückgang im Januar erneut an und lag Ende April bei 524 und stieg 

bis Anfang Juli zu einem Bestand von 753 Personen an. Der erhebliche Platz- 

ausbau seit Mai konnte mit dem Zugang nicht Schritt halten. Ende August 

standen 1077 Personen in der Erstaufnahme und -Versorgung 781 regulären 

Plätze gegenüber. Es folgten im September und Oktober noch höhere Zu- 

gänge, so dass der Bestand auf 1504 Personen gegenüber 1060 regulären 

Plätzen anstieg. Erst im November sank der Nettozuwachs (Saldo aus Zu- 

und Abgängen im Monat) auf 66, führte aber dennoch zu einem Personenbe- 

stand von 1.557 auf rd. 1400 regulären Plätzen. Danach griff die Verteilung 

und der Personenbestand sank auf 1490 Ende Dezember und weiter auf 516 

Ende Dezember 2016 und liegt heute bei unter 100. Die langfristige Entwick- 

lung bis heute stellt sich wie folgt dar: 

Inobhutnahme unbegleiteter minderjährige r Ausl ander 
im Landesbetrieb Erziehung und Beratung 

- Personen in der Erstaufname und Erstversorgung - 
(jeweils Stand am Monatsende, Stand letzter Monat Auswertungstag) 

30.November 2015:1557 16X 
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1200 
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400 EndeJun 2014:190 

200 

Ende Juni 2018: 69 
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Die Lücke zwischen zu betreuenden Personen und regulärer Platzkapazität 

hat sich im Februar 2016 geschlossen und seither trotz Platzabbau zu einer 

Unterauslastung der Einrichtungen gegenüber der Sollplatzzahl entwickelt. 

Mit der Schließung von Einrichtungen im Zeitraum November 2017 bis Juni 

2018 wurden Bedarf und Kapazität wieder zur Deckung gebracht. 



Informationen zur Inobhutnahme und Betreuung unbegleiteter, minderjähriger Ausländer 22 

7.2. Zielgruppe 

Die unbegleiteten, minderjährigen Ausländer stammen zu einem erheblichen 

Teil aus den Ländern des mittleren Ostens, vor allem aus Afghanistan, zum 

Teil auch aus den Nachbarländern Iran oder Irak. Seit 2012 nahmen ihre Zahl 

und ihr Anteil zugunsten der jungen Flüchtlinge aus den arabischen Mittel- 

meerstaaten und den west- sowie ostafrikanischen Ländern nördlich des 

Äquators ab. Die übrigen Herkunftsregionen spielten bis heute quantitativ 

keine Rolle. Bezüglich der tatsächlich Minderjährigen stellt sich die Entwick- 

lung der Herkunftsregionen wie in der nachfolgenden Tabelle und Grafik er- 

sichtlich dar: 

Herkunftsregion 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
Afghanistan 
mittierer Osten 
Nahost 
Nordalfika 
Westafrika 
östiiches Afrika 
Zentrai-ZSüdi. Afrika 
Asien 
Europa 
Amerika 

430 
20 
12 
33 
63 
36 

16 
4 

70% 
3% 
2% 
5% 
10% 
6% 
0% 
3% 
1% 
0% 

325 
12 
27 
57 
120 
58 

1 
12 
10 

1 

52% 
2% 
4% 
9% 

19% 
9% 
0% 
2% 
2% 
0% 

197 
13 
47 
279 
135 
123 

5 
21 
9 
4 

24% 
2% 
6% 

33% 
16% 
15% 
1% 
3% 
1% 
0% 

331 
9 

62 
397 
115 
269 

0 
7 
7 
1 

28% 
1% 
5% 
33% 
10% 
22% 
0% 
1% 
1% 
0% 

1347 
101 
567 
244 
127 
785 

0 
7 

62 
0 

42% 
3% 

18% 
8% 
4% 
24% 
0% 
0% 
2% 
0% 

349 
36 
61 
169 
170 
437 

2 
15 
25 

1 

28% 
3% 
5% 
13% 
13% 
35% 
0% 
1% 
2% 
0% 

124 
25 
17 
157 
125 
160 

2 
5 

37 
0 

19% 
4% 
3% 
24% 
19% 
25% 
0% 
1% 
6% 
0% 

Gesamt 614 100% 623 100% 833 1198 3240 1265 652 
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Anzahl und Herkunft der 
unbegleiteten minderjährigen Ausländer 

(nur Minderjährige ggf. nach Altersfeststellung 

2013 2014 2015 2016 2017 
Aufnahmejahr 

I übrige 
östliches Afrika 

I Westafrika 
I Nordafrika 
I Nahost 
I mittlerer Osten 
■ Afghanistan 

Im Jahr 2016 bildeten die Herkunftsregionen Afghanistan (28%) und östliches 

Afrika mit Somalia und Eritrea (34%) den Schwerpunkt. Das östliche Afrika 

ist mit 25% immer noch stark vertreten. UMA aus Afghanistan sind aber wei- 

ter auf 19% 10 2017 zurückgegangen. 

Flüchtlinge aus dem Krisengebiet Nahost mit Syrien sind von 18% in 2015 

auf nunmehr 3% in 2017 zurückgegangen. Der Anteil der Flüchtlinge aus 
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Westafrika hat sich gegenüber dem Jahr 2015 wieder von 4% über 13% auf 

19% erhöht. Der Anteil der nordafrikanischen UMA ist gegenüber dem Vor- 

jahr mit 13% auf nunmehr 24 % angestiegen. Im Jahr 2018 liegt die Verteilung 

der Herkunftsregionen auf dem Niveau von 2017. 

Der Anteil weiblicher Flüchtlinge liegt 2018 mit 12% im langfristigen Trend. 

Das durchschnittliche Aufnahmealter der als unter 18 Jahre festgestellten 

Personen hat sich wie folgt entwickelt: 

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 Gesamt 

15,4 15,8 15,9 15,9 16,3 16,2 15,8 15,9 

7.3. Länderiibergreifende Verteilung 

Im Rahmen des seit 1.11.2015 geltenden Verteilverfahrens wurde für Ham- 

burg eine Aufnahmequote von 2,53% an allen bundesweiten Fällen festgelegt. 

Bis zum Mai 2017 wurden in die Quote die Personen in Hilfen zur Erziehung 

und in der Inobhutnahme eingerechnet. Hamburg war bis zu diesem Zeit- 

punkt ein Land, das sehr viele neu ankommende UMA an andere Kommunen 

verteilen konnte. 

Seit Mai 2017 erfolgt die Bemessung der Höhe der Aufnahmeverpflichtung 

der Länder auf Basis der tatsächlich neu eingereisten UMA und des Anteils 

gern, dem sog. „Königsteiner Schlüssel", der für Hamburg einen Anteil von 

2,53% vorsieht. Wurden 2016 noch 501 UMA verteilt, waren es 2017 nur 

noch 48 und diese vorwiegend in der Zeit bis Mai 2017. Im Jahr 2018 wurden 

bislang nur 2 UMA verteilt. 

Das Verteilverfahren hat bis 2017 zu einer Verteilung gern, dem „Königstei- 

ner Schlüssel" geführt und die vormaligen Hauptaufnahmeländer und -städte 

erheblich entlastet. Eine angemessene Verteilung zwischen den Ländern hat 

sich mittlerweile eingependelt. 

7.4. Unterbringung 

Die Platzkapazität in den Erstaufnahme- und Erstversorgungseinrichtungen 

wurde von 14 Plätzen im Jahr 2007 auf rd. 1.400 Plätze im Dezember 2015 

ausgebaut, davon rd. 290 nur für die Erstaufnahme. Aufgrund des Bedarfs- 

rückgangs konnten bzw. mussten die temporären Notplätze in der Erstauf- 

nahme abgebaut werden. Die rückläufigen Fallzahlen ermöglichten es, den 

Platzbestand baulich zu verbessern und kleinere Schlafräume und Selbstver- 

sorgerküchen zu schaffen. 

In der Vergangenheit mussten auch immer wieder Junge Menschen temporär 

in der Unterbringungshilfe des KJND (36 Plätze) oder im Mädchenhaus (10 

Plätze) oder an anderen Orten betreut werden, wenn die Kapazitäten der 

Erstaufnahme- und Erstversorgungseinrichtungen auch durch Überbelegung 

erschöpft war. Der LEB als kommunaler Jugendhilfeträger verfügt über eige- 

ne Einrichtungen, so dass in Einzelfällen auch eine Betreuung in diesen erfol- 

gen kann. 
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Im Juli 2012 befanden sich 95 Personen in der Erstaufnahme und Erstver- 

sorgung, Ende November 2015 waren es 1557. Damit war der Höchststand 

erreicht. Seither ist eine kontinuierliche Abnahme zu verzeichnen und er- 

reichte Ende 2017 mit 89 wieder den Stand von 2012. Die durchschnittliche 

Verweildauer der in der Inobhutnahme verbliebenen Minderjährigen bis zum 

Übergang in eine Anschlusshilfe betrug im Jahr 2017 aber immer noch rd. 

16,3 Monate, da viele Altfälle noch in der ersten Jahreshälfte abgearbeitet 

werden mussten. Im Jahr 2018 ist sie auf 6 Monate gesunken 

Die Aufnahmekapazität der Jugendhilfeeinrichtungen für eine Nachfolgeun- 

terbringung war 2016 an Grenzen gestoßen; die Platzkapazität hat sich nicht 

dem Bedarf entsprechend erhöht. Eine zunehmende Zahl an UMA konnte bis 

zur Vollendung des 18.Lebensjahrs und damit dem Ende der Inobhutnahme 

wegen mangelnder Platzkapazitäten nicht in eine Hilfe zur Erziehung überge- 

leitet werden. Der LEB hat auf diese Entwicklung reagiert und hat seit April 

2016 frei werdende Kapazitäten in der Erstversorgung bedarfsorientiert in 

Nachfolgebetreuungsplätze umgewandelt, um eine Betreuungskontinuität 

über das 18.Lebensjahr hinaus zu gewährleisten. 

Die Platzkapazität wurde in der Folge entsprechend dem Rückgang der An- 

zahl der Betreuten im Jahr 2017 bis auf 296 Plätze abgebaut. Weitere Ein- 

richtungen wurden in 2018 geschlossen werden. Der starke Rückgang der 

Betreutenzahlen in den Flüchtlingseinrichtungen des LEB und die Verände- 

rung der Betreuung von der Inobhutnahme hin zu einer längerfristigen Hilfe 

zur Erziehung ist in der folgenden Grafik anschaulich dargestellt: 

Der Anteil der Betreuten, die die Inobhutnahme in eine Hilfe zur Erziehung 

oder Volljährigenhilfe entlassen wurden, lag 2014 bei 37%, sank 2015 auf 

19% und stieg dann wieder auf 32% in 2016 und 38% in 2017. Aktuell liegt er 

900 

7.5. Verbleib 
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bei 23%. Der Anteil der in Obhut genommenen, die ohne erkennbaren Grund 

die Einrichtung verlassen haben (vermisst bzw. der Inobhutnahme entzogen), 

lag 2015 bei 37%. Im Jahr 2016 betrug der Anteil nur noch 13%, in 2017 19% 

und in 2018 18%. 

Die Bundesregierung hat in ihrem „Bericht über die Situation unbegleiteter, 

ausländischer Minderjähriger in Deutschland" aus dem Jahr 2017 (vgl. Ziff. 8) 

den Aspekt „Entziehen/Verschwinden der UMA" behandelt (S.57 ff.). Zu den 

Gründen für das Entziehen liegen keine systematischen Kenntnisse über Ein- 

zelfälle vor, aber Einschätzungen von Experten. Der vorrangige Grund sei da- 

nach die Weiterreise an einen vom UMA gewählten Zielort. Weiterhin würden 

UMA entweichen, weil sie mit der Zuweisungsentscheidung im Verteilverfah- 

ren nicht einverstanden seien. Dem Bericht zufolge gibt es bislang keinen, 

der Polizei bekannten vermissten unbegleiteten UMA, welcher Opfer einer 

schweren Straftat wurde. Gleichwohl könne nicht grundsätzlich ausgeschlos- 

sen werden, dass ein Teil der UMA Opfer von Menschenhandel werden, auch 

wenn keine polizeilichen Erkenntnisse hierzu vorliegen. Die aus der Vermiss- 

tendatei des Bundeskriminalamtes veröffentlichte Zahl von vermissten UMA 

sei nicht belastbar, da sie Doppelzählungen enthält und wieder aufgetauchte 

UMA nicht aus der Datei getilgt würden, weil es keine regelhaften Rückmel- 

dungen hierzu gibt. Die hiesigen Erfahrungen decken sich mit dem Bericht. 

Volljährige werden in der Regel in eine Wohnunterkunft entlassen, wenn sie 

keine Folgehilfe erhalten. Insgesamt stellen sich der Verbleib und seine Ent- 

wicklung wie folgt dar: 

Verbleib nach der Erstversorgung 2015 2016 2017 

SGB VIII: stationär ohne § 35 

SGB VIII: amb. betr. Wohnen § 30 

SGB VIII: Einzelbetreuung § 35 

Summe Hilfe zur Erziehung 

Wohnunterkunft 

Verteilung 

Sonstiges 

.. davon zu Verwandten 

... davon vermisst 

Gesamt Entlassungen 

182 

105 

137 

424 

579 

190 

1077 

174 

840 

2.270 

5% 

6% 

19% 

26% 

8% 

45% 

8% 

37% 

18% 

6% 

412 

1298 

169 8% 

710 32% 

579 20% 

584 26% 

513 19% 

114 5% 

291 I 13% 

2.251 

238 

Al 

57 

342 

263 

53 

251 

25 

173 

2.217 

26% 

5% 

6% 

38% 

29% 

6% 

23% 

3% 

19% 

An den Kinder- und Jugendnotdienst wandten sich seit September 2010 bis 

Ende 2017 14.613 Personen bzw. wurden an den Dienst verwiesen, die an- 

gaben, jünger als 18 Jahre zu sein. Im Zuge des Aufnahmeverfahrens, das u.a. 

die Einschätzung der Altersgrenze 18 Jahre gern. § 42a bzw. 42 SGB VIII zum 

Gegenstand hat, gab es bezüglich dieser Gesamtheit der Personen, die eine 

Inobhutnahme begehrt haben oder in Obhut zu nehmen waren, folgende Fall- 

konstellationen: 
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Gesamt seit 
September 2010 2014 2015 2016 2017 

Alter unter 18 Jahre 
ohne Zweifel 4136 28% 613 31% 1955 29% 339 19% 98 13% 

Alter unter 18 Jahre 
nach Klärung der 

Zweifel 
2098 14% 263 13% 617 9% 620 34% 305 40% 

Alter mindestens 18 
Jahre nach Klärung der 

Zweifel, fehlende 
Mitwirkung 

2367 16% 322 16% 668 10% 306 17% 249 32% 

Alter mindestens 18 
Jahre ohne Zweifel 6012 41% 811 40% 3565 52% 548 30% 120 16% 

Gesamt: 14613 99% 2009 100% 6805 100% 1813 100% 772 100% 

Davon Anteil 
Minderjähriger (unter 18 

Jahre) 
6234 42% 876 44% 2572 38% 959 53% 403 52% 

2018 liegt der Anteil der Minderjährigen bei rd. 47% und damit unter dem der 

beiden Vorjahre. 

8. Bericht der Bundesregierung gern. § 42 e SGB VIII 

Gemäß § 42 e SGB VIII hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 

jährlich einen Bericht über die Situation unbegleiteter ausländischer Minder- 

jähriger in Deutschland vorzulegen. Der erste Bericht wurde am 15.3.2017 

15.3.2017 mit der Bundestagsdrucksache Drs. 18/11540 vorgelegt. Die Er- 

hebungen für den zweiten Bericht sind bereits angelaufen. 

Klaus-Dieter Müller, 

Geschäftsführer 

des Landesbetriebes Erziehung und Beratung 


